
Nationales Verfassungsrecht 
in der Europäischen Union

Claus Dieter Classen

Eine integrierte Darstellung von 27 Verfassungsordnungen

Nomos

2. Auflage



BUT_Classen_8138-6_2A.indd   2BUT_Classen_8138-6_2A.indd   2 22.04.21   11:1622.04.21   11:16



Dr. Claus Dieter Classen, Professor für öffentliches Recht,  
Europa- und Völkerrecht an der Universität Greifswald

Nationales Verfassungsrecht 
in der Europäischen Union

Eine integrierte Darstellung von 27 Verfassungsordnungen

2. Auflage

Nomos

BUT_Classen_8138-6_2A.indd   3BUT_Classen_8138-6_2A.indd   3 22.04.21   11:1622.04.21   11:16



2. Auflage 2021
© Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2021. Gesamtverantwortung für Druck  
und Herstellung bei der Nomos Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG. Alle Rechte, auch 
die des Nachdrucks von Auszügen, der fotomechanischen Wiedergabe und der Über-
setzung, vorbehalten. Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier.

Onlineversion
Nomos eLibrary

Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in  
der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische  
Daten sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar. 

ISBN 978-3-8487-8138-6 (Print)
ISBN 978-3-7489-2566-8 (ePDF)

BUT_Classen_8138-6_2A.indd   4BUT_Classen_8138-6_2A.indd   4 22.04.21   11:1622.04.21   11:16



Vorwort

In Forschung und Lehre stößt ausländisches Verfassungsrecht zunehmend auf Interes-
se. Dies gilt besonders für das Recht der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union. Nationale und europäische Politik stehen in immer stärkerem Maße in einem
Verhältnis der Wechselbezüglichkeit zueinander. Das macht es notwendig, auch die
Verfassungsordnungen der anderen Staaten dieser Union zu kennen. Seit der Erstaufla-
ge dieses Buches im Jahre 2013 hat sich dieses Phänomen noch weiter verstärkt.

Für diesen Prozess des Kennenlernens soll das vorliegende Werk eine Grundlage lie-
fern. Es stellt das Verfassungsrecht der Mitgliedstaaten der Europäischen Union in in-
tegrierter, also an einheitlichen Fragestellungen und Problemen ausgerichteter Form
dar und liefert Ansätze für einen Vergleich. Die Fülle des Stoffes und der beschränkt
zur Verfügung stehende Umfang haben insoweit naturgemäß Grenzen gesetzt.

Für wichtige Unterstützung bei der Neuauflage bedanke ich mich bei Herrn stud. iur.
Marius Manthe.

Für das Interesse an dem Vorhaben und die Bereitschaft, auch diese Neuauflage zu ver-
wirklichen, gilt mein Dank dem Nomos-Verlag, insbesondere Herrn Professor Dr. Jo-
hannes Rux.

 

Greifswald, im Januar 2021 Claus Dieter Classen
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Technische Hinweise

Im Text werden die Gesetzestexte mit einem Hinweis auf die jeweilige Bezeichnung
(Vf. für Verfassung etc.) zitiert, sofern nicht der Text selbst bereits einen entsprechen-
den Hinweis enthält (… in den Verfassungen von Griechenland (Art. #) etc.).

Die Verfassungstexte sind, meist auch in deutscher oder zumindest englischer Über-
setzung, über die Webseiten der Verfassungsgerichte oder anderer Verfassungsorgane
zu finden. Die Gesetze über die Verfassungsgerichte sowie der Entscheidungen der Ge-
richte sind, sofern sie nicht mit einer gedruckten Fundstelle zitiert werden, der jeweili-
gen Homepage des betreffenden Gerichts entnommen. In einer deutschen Fassung sind
die Verfassungen über www.verfassungen.de zu finden. Allerdings gilt für alle Internet-
quellen, dass sie nicht immer die aktuellste Fassung bieten. Die Verfassungen von Bel-
gien, Deutschland, Frankreich, Italien, der Niederlande, Österreich, Polen, Schweden,
Spanien, Tschechien und Ungarn finden sich in der gleichfalls im Nomos-Verlag er-
schienen Textausgabe, herausgegeben von Ulrich Hufeld und mir (4. Aufl. 2021).

Hinzuweisen ist auch auf die „Codices“-Website der Venedig-Kommission:

http://www.codices.coe.int/NXT/gateway.dll?f=templates&fn=default.htm&vid=

Dort sind zahlreiche Verfassungstexte und verfassungsgerichtliche Entscheidungen teils
direkt zu finden, teils verlinkt oder in Kurzform zusammengefasst.

Im Einzelnen sind die hier zugrunde gelegten Verfassungen mit dem nachfolgend auf-
geführten Stand berücksichtigt, der soweit jeweils ersichtlich am 31.12.2020 noch ak-
tuell ist:

Belgien: 22.4.2019

Bulgarien:18.12.2015

Dänemark:5.6.1952

Deutschland:29.9.2020

Estland:13.4.2011

Finnland:15.10.2018

Frankreich:21.7.2008

Griechenland:25.11.2019

Irland:13.11.2019

Italien:21.10.2020

Kroatien:15.1.20141

1 Der hier zugrunde gelegte Verfassungstext ist auf der Homepage des Verfassungsgerichts zu finden. Andere
Stellen enthalten andere Zählungen der Artikel, weil Änderungsgesetze dort jeweils zu vollständigen Neu-
zählungen der Artikel führen; siehe auch Rn. 11.
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Lettland:1.1.2019

Litauen:18.9.2019

Luxemburg:19.5.2020

Malta:31.12.2019

Niederlande:16.1.2019

Österreich:21.3.2020

Polen:7.5.2009

Portugal:31.12.2005

Rumänien:29.10.2003

Schweden:25.11.2010

Slowakei:17.4.2019

Slowenien:30.11.2016

Spanien: 27.9.2011

Tschechische Republik:31.12.2013

Ungarn:31.12.20182

Zypern:16.8.19603

2 Weitere Änderungen hat es im Dezember 2019 und um den Jahreswechsel 2020/21 gegeben, letztere mit
einer Neudefinition der Elternrollen.

3 Die zypriotische Verfassung wird allerdings nur in Teilen textgetreu angewendet; mit „Notstandsgesetze“
wurden etliche Regelungen in einem nicht vorgesehenen Verfahren modifiziert. Näher dazu Rn. 10, 178 ff.
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Grundlagen

Anlage der Darstellung

Rechtsvergleich als Interpretationshilfe

Der Zweck der vorliegenden Darstellung des Verfassungsrechts der Mitgliedstaaten
der Europäischen Union ist zunächst im allgemeinen Nutzen rechtsvergleichender Ar-
beit begründet. Das ausländische Recht liefert einen Erfahrungsschatz, der auch für
das Verständnis der eigenen Rechtsordnung fruchtbar gemacht werden kann.1 Gerade
im Verfassungsrecht kommt diesem besondere Bedeutung zu. Das Grundgesetz ver-
wendet nämlich – ebenso wie alle ausländischen Verfassungen – wesentlich stärker als
andere Gesetze ausgesprochen offene Begriffe.

Konkret zeigt sich dies besonders stark an den Staatsstrukturprinzipien der Art. 20
und 28 GG, vor allem des Demokratie- und des Rechtsstaatsprinzips. Beide haben
zwar an verschiedenen Stellen des Grundgesetzes konkrete Ausformungen gefunden.
Für das Demokratieprinzip kann etwa auf die Art. 38 GG (Wahl des Bundestages), 42
GG (Öffentlichkeit der Beratungen des Bundestages), 63 GG (Wahl des Bundeskanz-
lers) sowie die verschiedenen Gesetzesvorbehalte bei den Grundrechten, aber auch in
den Art. 59 Abs. 2 GG und 80 GG, sowie auf die Bindung des Richters an die Gesetze
gemäß Art. 20 Abs. 3 und 97 GG hingewiesen werden. Nichtsdestoweniger kommt da-
rüber hinaus auch der in Art. 20 Abs. 1 und 2 sowie 28 Abs. 2 GG enthaltenen Veran-
kerung des Demokratieprinzips als solchem ein normativer Eigengehalt zu. Dies wird
unter Anderem anschaulich belegt durch die Rechtsprechung des BVerfG etwa zum
Ausländerwahlrecht2 oder auch zur demokratischen Legitimation öffentlicher Verwal-
tung.3 Aber auch deutlich konkretere Bestimmungen wie etwa die in Art. 38 GG ent-
haltenen Aussagen zum Wahlrecht lassen der richterlichen Entscheidung immer noch
viel Spielraum.

Bei der Konkretisierung allgemeiner Begriffe durch die Rechtsprechung können auslän-
dische Erkenntnisse einen wichtigen Beitrag zur Legitimation von Urteilen leisten. Wie
die Tätigkeit aller staatlichen Organe bedarf ja die eines jeden Gerichts demokratischer
Legitimation. Wegen der richterlichen Unabhängigkeit ist diese in personeller Hinsicht
regelmäßig bescheiden. Damit kommt der sachlichen Legitimation der Richter beson-
dere Bedeutung zu. Diese leitet sich im Wesentlichen, mit systembedingten Einschrän-
kungen vor allem in den Staaten des Common Law, aus den in einem demokratischen
Verfahren beschlossenen Gesetzestexten ab, ist allerdings wegen deren Interpretations-
offenheit ebenfalls vielfach begrenzt. Für den innerstaatlichen Bereich ist daher aner-
kannt, dass Rechtsprechung nur als ein iterativer Prozess verstanden werden kann, der
in einem informell-hierarchischen System von Gerichten über eine Vielzahl von Urtei-
len geleistet wird.4 Unbeschadet der richterlichen Unabhängigkeit, die im Einzelfall
formal auch abweichende Urteile gestattet, wird die Interpretation der Gesetze auf die

1. Teil

§ 1
I.

1 Kischel, Rechtsvergleichung, § 2 Rn. 53 ff.; Starck, JZ 1997, 1021 (1023); Heuschling, État de droit, S. 23; Schönber-
ger, VRÜ 2010, 6 (22).

2 BVerfGE 83, 37 (50 ff.); 83, 60 (71 ff.).
3 BVerfGE 9, 268 (281 f.); 93, 37 (66 ff.); 107, 59 (87 ff.).
4 Dazu ausführlich etwa Albers/Schönberger, VVDStRL 71 (2012), 257 ff. bzw. 296 ff.
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Dauer faktisch durch die jeweiligen Höchstgerichte vorgegeben, die aber regelmäßig
erst im Anschluss an etliche untergerichtliche Urteile entscheiden.

Beim Bundesverfassungsgericht, bei dem wie erwähnt die normative Grundlage der
Entscheidungen häufig besonders offen formuliert ist, steht eine vergleichbare institu-
tionelle Struktur nicht zur Verfügung. Die Landesverfassungsgerichte verfügen über zu
bescheidene Kompetenzen und werden zu selten angerufen, um über Einzelfälle hinaus
die Judikatur des BVerfG substantiell beeinflussen könnten. Und auch wenn die perso-
nelle demokratische Legitimation der Verfassungsrichter im Vergleich zu derjenigen
der Richter der Fachgerichtsbarkeit, selbst im Vergleich zu den nach Art. 95 GG ge-
wählten Bundesrichtern, größer ist, werfen Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts Legitimationsfragen auf. Dieses Problem rührt an den Kern der Existenz dieser
Gerichtsbarkeit (vgl. auch Rn. 225 ff.). Das Karlsruher Urteil zu den Überhangmanda-
ten mit der bewusst offengelegten Grenze der Ableitungsmöglichkeit von konkreten
Aussagen aus allgemeinen Vorgaben5 belegt dies anschaulich.

Hier kann ein Blick über die Grenzen durchaus hilfreich sein. Dabei wird nicht ange-
nommen, dass ausländische Erfahrungen oder gar Judikate als solche unmittelbar in
Deutschland legitimierend wirken können. Der – durchaus nicht unumstrittene6 – ge-
dankliche Ansatz ist ein anderer: Finden sich im Rechtsvergleich für bestimmte Ablei-
tungen aus Rechtstexten Vorbilder, die sich auf vergleichbare Texte beziehen, wie sie in
Deutschland bestehen, erhöht dies die Wahrscheinlichkeit, dass es sich um eine über-
zeugende Interpretation handelt. Finden sich demgegenüber eher für andere, gar entge-
gengesetzte Lösungen Vorbilder, begründet dies eher Zweifel an der Überzeugungskraft
dieser Auslegung und erlegt damit dem nationalen Richter eine besondere Begrün-
dungslast auf, will er trotzdem anders entscheiden. Voraussetzung für eine solche Be-
rücksichtigung ausländischer Rechtsentwicklungen ist naturgemäß ein – in Deutsch-
land allerdings weitgehend anerkanntes – Verfassungsverständnis, das sich nicht in der
historischen Interpretation erschöpft. Beispielhaft für die Sinnhaftigkeit eines Rechts-
vergleiches sind die Hinweise zu Inkompatibilitäten und Offenlegungspflichten, die
Abgeordneten auferlegt werden.7

Nationales Verfassungsrecht als Element der europäischen Integration

Ein weiterer Grund zur Befassung mit dem nationalen Verfassungsrecht anderer euro-
päischer Staaten resultiert aus der europäischen Integration. Deren Recht wird zwar,
betrachtet man die Verfassungsrechtsprechung zum Unionsrecht, primär als Bedro-
hung für dieses wahrgenommen. Viel wichtiger aber ist etwas anderes. Die Europäi-
sche Union stellt einen Zusammenschluss von derzeit 27 Staaten dar. Dementspre-
chend muss sich das europäische Recht auf der Basis dieser 27 nationalen Rechtsord-
nungen entwickeln, und die europäischen Institutionen dürfen nicht abgekoppelt von
nationalen Institutionen arbeiten. Nur gemeinsam, im Rahmen eines europäischen
„Verfassungsverbundes“,8 kann die Integration in demokratisch und rechtsstaatlich
tragfähiger Form verwirklicht werden. Dementsprechend verweist Art. 2 EUV darauf,

II.

5 BVerfGE 131, 316 Rn. 144.
6 Für Deutschland wie hier etwa Kischel, Rechtsvergleichung, § 2 Rn. 72 ff.; Starck, JZ 1997, 1021 (1024); Häberle, JZ

1989, 913 (916 ff.); Tschentscher, JZ 2007, 807 (812 f.); Schönberger, VRÜ 2010, 6 (19 f.); ablehnend etwa Hillgru-
ber, JöR n.F. 63 (2015), S. 367 ff.; zur Diskussion am Supreme Court der USA siehe Brugger, Demokratie, S. 156 ff.;
Tushnet, Comparative Constitutional Law, in: Reimann/Zimmermann, Handbook, S. 1225 (1229 f.).

7 BVerfGE 118, 277 (356 ff.).
8 Zum Begriff Pernice, EuR 1996, 27 ff.
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dass die Werte, auf die sich die Union gründet, allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind.
Im Bereich der Justiz ist dieser Verbundcharakter in den Verträgen mit der dort vorge-
sehenen zentralen Rolle des Vorlageverfahrens an den EuGH (heute Art. 267 AEUV)
schon immer anerkannt gewesen. Für den Bereich der politischen Willensbildung ist
auf die in verschiedenen europäischen Rechtstexten und jedenfalls in einigen Staaten
ergänzend auch in den jeweiligen nationalen Verfassungstexten bzw. von den jeweili-
gen Verfassungsgerichten9 hervorgehobene Rolle der nationalen Parlamente hinzuwei-
sen. Damit ein solches Zusammenwirken von 27 nationalen und einer europäischen
Organisationsstruktur sachgerecht ausgestaltet und praktiziert werden kann, ist zu-
mindest eine grobe Kenntnis der verschiedenen nationalen Verfassungsordnungen hilf-
reich.10

Sicher hat sich in den letzten Jahren gezeigt, dass die Beachtung der in Art. 2 EUV ge-
nannten Werte auf nationaler Ebene zunehmend weniger selbstverständlich ist. In im-
mer stärkerem Ausmaß werden Grundprinzipien der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung wie die Unabhängigkeit der Justiz und die Vielfalt der Medien in Frage
gestellt. Den Anfang machten manche Entwicklungen in Italien unter Berlusconi.11 Es
folgten dann Ungarn12 und Rumänien13 und in den letzten Jahren auch Polen.14 Dem-
entsprechend ist der EuGH gefordert, zur Sicherung der Funktionsfähigkeit der Union
europäische Mindeststandards für Bereiche zu entwickeln, die traditionell mitglied-
staatlicher Autonomie überlassen geblieben sind.15 Die Diskussionen um die Ausge-
staltung des Rechtsschutzsystems etwa betrifft ja nicht rein technische Fragen der
europäischen Rechtsharmonisierung, sondern steht in einem engen Zusammenhang
mit Grundverständnissen von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und wirft von daher
auch grundsätzliche Fragen auf. Auch die Venedig-Kommission erfüllt in diesem Kon-
text eine grundlegende Aufgabe.16 Zu berücksichtigen in diesem Zusammenhang ist
aber auch Art. 4 Abs. 2 EUV, die Regelung über die Pflicht zur Achtung der „nationa-
len Identität“ der Mitgliedstaaten. Seit dem Vertrag von Lissabon wird dort explizit
auch das jeweilige Verfassungsrecht hervorgehoben. Dementsprechend erwähnen meh-
rere Verfassungsgerichte diese Norm in ihren Entscheidungen zur Verfassungsmäßig-
keit der Integrationsverträge.17

So verwundert es nicht, dass rechtsvergleichende Bezugnahmen gerade im Kontext der
europäischen Integration, also bei der Bewältigung des Spannungsverhältnisses zwi-

9 Für Deutschland BVerfGE 89, 155 (184); 123, 267 (351 ff., 356 ff.); für Polen VfG, Urteil K 24/04 vom 12.1.2005,
und dazu Baach, Mitwirkung, S. 240 ff. Ausführlich Rn. 681, 741 ff.

10 Schönberger, VRÜ 2010, 6 (21).
11 Dazu etwa Hoffmeister, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, S. 195 (206 ff.).
12 Dazu Hoffmeister, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, S. 195 (210 ff.); speziell zum Verfassungsgericht Szente/

Gárdos-Orosz, in: dies., Challenges, S. 94 ff. Zur Reaktion des EGMR Hofmann, ebd., S. 275 (281 ff.); zur Reakti-
on der Venedig-Kommission Nergelius, ebd., 291 (293 ff.). Speziell zur Verfassungsrefom noch Rn. 11.

13 Dazu Hoffmeister, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, 195 (224 ff.); ferner Iancu, ebd., S. 153 ff.; Tanasoiu, ebd.,
S. 171 ff.; zur Reaktion der Venedig-Kommission Nergelius, ebd., 291 (303 ff.).

14 Dazu Łętowska/Wiewiórowska Domagalska, OER 2017, 79 ff.; Granat, in: Szente/Gárdos-Orosz, Challanges,
132 (138 ff.); zu Veränderungen im Bereich der Verfassungsgerichtsbarkeit in diesen drei Ländern Ernst, OER
2017, 49 ff.

15 Zur Justiz EuGH, Rs. C-64/16 (Associação Sindical dos Juízes Portugueses), 27.2.2018, Rn. 41 ff.; Rs. C-619/18
(Kommission/Polen), 24.6.2019, Rn. 71 ff., 108 ff.; Rs. C-585/18, 624/18 und 625/18 (A.K.), 19.11.2019, Rn. 114 ff.;
zum ungarischen Gesetz betreffend die Finanzierung aus dem Ausland von privaten Organisationen EuGH,
18.6.2020, Rs. C-78/18, Rn. 40 ff. (Kommission/Ungarn)

16 Zu dieser etwa Nergelius, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, S. 291 ff.
17 Siehe für Deutschland BVerfGE 123, 267 (350); für Polen VfG SK 45/09 vom 16.11.2011, Ziff. III. 2.5. Ausführlich

Rn. 766, 772.
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schen nationalem Verfassungsrecht und europäischem Unionsrecht, in vielen Entschei-
dungen nationaler Verfassungsgerichte auftauchen. Besonders deutlich sind einige Ent-
scheidungen zum Vertrag von Lissabon.18 Dabei sind die einschlägigen Aussagen im
Lissabon-Urteil des BVerfG zumindest missverständlich. Dort werden nämlich nicht
nur Systeme mit mittelbar und solche mit unmittelbar gewähltem Staatspräsidenten
(dazu Rn. 517) einander gegenübergestellt. Vielmehr wird zugleich für die zweitge-
nannte Gruppe von Staaten die Bezeichnung Präsidialsystem verwendet. Konkret ge-
nannt werden in diesem Kontext die USA einerseits, Frankreich, Polen und Bulgarien
andererseits.19 Da in den zuletzt genannten Staaten neben dem Präsidenten eine parla-
mentarisch verantwortliche Regierung besteht (Rn. 492 ff.), ist diese Qualifikation zu-
mindest ausgesprochen zweifelhaft.

Oft zeigt schon die Auswahl der aufgeführten Staaten, dass die Bezugnahmen auf an-
dere Verfassungsordnungen und die entsprechenden gerichtlichen Entscheidungen
wohl eher zufällig erfolgen. So findet sich in der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Unzulässigkeit der 5 %-Klausel im Europawahlrecht20 keine einzige Be-
zugnahme auf eine Entscheidung der Corte costituzionale Italiens, die eineinhalb Jahre
früher eine ähnlich ausgestaltete 4 %-Klausel des italienischen Europawahlrechts nicht
beanstandet hatte.21 Auch in anderen Mitgliedstaaten sind vergleichbare Sperrklauseln
üblich.22 Dieser Mangel ist vor allem deshalb von besonderem Gewicht, weil nicht nur
die zentralen verfassungsrechtlichen Maßstäbe in beiden Staaten parallel formuliert
sind, sondern vor allem der Bezugspunkt im Tatsächlichen – das Europäische Parla-
ment, seine Aufgaben und sein Funktionieren – der gleiche ist. Bemerkenswert ist da-
bei, dass die Legitimität der Klausel als solcher in Italien von niemandem in Zweifel
gezogen wurde; der Streit bezog sich dort allein auf die Frage, welche Konsequenzen
sich aus der Klausel für die konkrete Sitzverteilung ergeben. Ähnlich bezieht sich das
BVerfG zwar bei seiner Entscheidung, im unionsrechtlich determinierten Bereich die
Grundrechte des Unionsrechts als Prüfungsmaßstäbe heranzuziehen, auf die Recht-
sprechung anderer europäischer Verfassungsgerichte.23 Dass das dort auch angespro-
chene italienische Verfassungsgericht zugleich die Notwendigkeit betont, auch im An-
wendungsbereich des Unionsrechts, selbst im weitgehend vollharmonisierten Bereich
des Datenschutzes, den Grundrechtsschutz auch im Lichte nationaler Rechtstraditio-
nen zu gewährleisten,24 wird demgegenüber nicht erwähnt.

Ist also das in den europäischen Verfassungsverbund eingebundene nationale Verfas-
sungsrecht im Rechtsvergleich wesentlich besser zu verstehen, ergeben sich daraus
auch Konsequenzen für die Auswahl der in die Darstellung einbezogenen Staaten: Es
sind im Grundsatz die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Eingeschlossen ist
dieses Mal auch Zypern. Zwar bestehen die bei der Erstauflage des Werkes, bei dem

18 BVerfGE 123, 267 (366 f.); VfG von Polen (K 32/09 vom 24.9.2010, Ziff. III 3.) und Tschechien (Pl. ÚS 19/08 vom
26.11.2008, Nr. 116 ff.; Pl. ÚS 29/09 vom 3.11.2009, Nr. 111). Siehe weiterhin die Entscheidungen der VfG von
Polen SK 45/09 vom 16.11.2011, Ziff. III. 2.6. und 2.8. und Tschechien Pl. ÚS 50/04 vom 8.3.2006, unter VI A.

19 BVerfGE 123, 267 (366 f.).
20 BVerfGE 129, 300 (324 ff.). Siehe auch BVerfGE 135, 259 Rn. 63 ff.
21 Urteil 271/2010 vom 8.7.2010. Siehe mittlerweile, in der Sache deutlicher, ferner Urteil 239/2018 vom

24.10.2018.
22 Grzeszick, EuR 2012, 677. Siehe zur Verfassungsmäßigkeit einer 5 %-Klausel etwa das Urteil des tschechisch-

en Verfassungsgerichts Pl. ÚS 14/14 vom 19.5.2015.
23 BVerfG, Urteil vom 6.11.2019, 1 BvR 276/17, Rn. 50 mit Hinweisen auf Entscheidungen – mit einem vorange-

stellten „vgl.“ – der Verfassungsgerichte von Österreich sowie – mit einem weiteren vorangestellten „vgl.
auch“ von Belgien, Frankreich und Italien.

24 VfGH, Urteile 269/17 vom 17.11.2017 und – zum Datenschutz – 10/2019 v. 23.1.2019.
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Zypern ausgenommen wurde, diese Entscheidung rechtfertigenden Gründe weiter: Die
zypriotische Verfassung ist als solche allenfalls in Grenzen aussagekräftig. Sie wurde
im Wesentlichen von Vertretern anderer Staaten (Vereinigtes Königreich, Griechenland
und Türkei) im Zusammenhang mit der Herstellung der staatlichen Unabhängigkeit
zum 1.1.1960 formuliert und wird seit 1963, vor allem aber seit der Spaltung der Insel
im Jahre 1974 nicht mehr richtig angewendet. Mittlerweile hat es mehrere – im We-
sentlichen in Form von Zusatzartikeln beschlossene – Verfassungsänderungen gegeben,
die nicht in dem in der Verfassung selbst vorgesehenen Verfahren beschlossen wurden
(näher Rn. 178 ff.). So gilt faktisch eine Verfassung, der es an den eigentlich erforderli-
chen legitimatorischen Grundlagen fehlt. Allerdings ist es dank des Internets heute
leichter, festzustellen, was tatsächlich in welcher Form gilt. Der Vollständigkeit halber
ist Zypern daher nunmehr berücksichtigt. Beim inhaltlichen Rückgriff auf das zyprioti-
sche Verfassungsrecht aber ist das vorgenannte Problem unverändert zu beachten.

Das in der Erstauflage bereits berücksichtige Kroatien ist mittlerweile der Europä-
ischen Union beigetreten. Mit Blick auf den Verfassungstext ist insoweit problema-
tisch, dass unterschiedliche Institutionen die Artikel unterschiedlich zählen. Vorliegend
wird die Fassung zugrunde gelegt, die auf der Website des Verfassungsgerichts – und
der der Venedig-Kommission – zu finden ist und deren Artikelzählung dementspre-
chend in den Urteilen verwendet wird. Demgegenüber ist das Vereinigte Königreich
mit Wirkung zum 31.1.2020 aus der Union ausgetreten und wird daher im Grundsatz
nicht mehr berücksichtigt. Die Bedeutung des britischen Rechts für die Herausbildung
des heutigen parlamentarischen Systems besteht aber fort, und ebenso kommt der bri-
tischen Rechtsentwicklung für die Herausbildung und Fortentwicklung des auch die
Rechtsordnungen anderer Mitgliedstaaten der Union prägenden Common Law grund-
legende Bedeutung zu. Von daher wird in bestimmten Zusammenhängen auch auf die-
se Rechtsordnung eingegangen. In Ungarn gilt seit dem 1.1.2011 eine neue Verfassung.
Allerdings unterscheidet sich diese als solche in den operativen Teilen, gerade auch des
Staatsorganisationsrechts, nicht so stark von der alten Verfassung, wie dies angesichts
der öffentlichen Diskussionen angenommen werden könnte;25 weitaus problematischer
sind etliche nachfolgend beschlossene Verfassungsänderungen (vgl. auch Rn. 234).26

Soweit Rechtsprechung zitiert wird, bezieht sich diese vielfach auf die Vorgängerver-
fassung, doch wurde jeweils überprüft, ob die entsprechenden Bestimmungen materiell
auch heute noch gelten. Die 2013 eingeführte Regelung zur Bedeutungslosigkeit alter
Rechtsprechung des Verfassungsgerichts27 kann ohnehin nur symbolische Bedeutung
haben, weil Gerichtsentscheidungen formal keine Rechtsquelle bilden.28 Tatsächlich
aber zitiert das Verfassungsgericht weiterhin ältere Urteile,29 und auf der Website des
Verfassungsgerichtes finden sich bis heute die Entscheidungen bis zum Jahre 1989. Für
die Frage, wie bestimmte, offen formulierte Normen zumindest konkretisiert werden
können, kann die bisherige Judikatur ohnehin unabhängig von der aktuellen Rechts-

25 Dazu Jakab/Sonnevend, ZaöRV 72 (2012), 79 ff.; Sólyom, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, S. 5 (21); Sonne-
vend/Jakab/Csink, ebd., S. 33 (34); siehe auch die Stellungnahme 621/2011 der Venedig-Kommission vom
17./18.6.2011 und dazu Czuczai, in: Schwarze, Einführung, S. 241 (251 ff.). Kritischer Halmai, FS Stern, 1063
(1081 f.); Scheppele, in: v. Bogdandy/Sonnevend, a.a.O., S. 111 ff. Zur Reaktion der Venedig-Kommision Nergeli-
us, ebd., S. 291 (296 ff.).

26 Dazu Scheppele, in: v. Bogdandy/Sonnevend, Crisis, S. 111 (112).
27 Art. 19 des 4. Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes; dazu Sonnevend/Jakab/Csink, in: v. Bogdandy/

Sonnevend, Crisis, S. 33 (67 f.).
28 Küpper, OER 2013, 360 f.
29 Beispielhaft Urteil 13/2013 (VI.17) AB; dazu Sólyom, in: IPE VI, § 107 Rn. 46.
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entwicklung ihren Wert behalten. Problematisch ist allerdings die weitere Verfassungs-
praxis (Rn. 234 a.E.).

Beschränkung auf das verfassungsrechtliche Staatsorganisationsrecht

Die vorliegende Untersuchung beschränkt sich im Kern auf das jeweilige nationale Ver-
fassungsrecht. Damit ist hier das in einem besonderen Rang stehende und nur in be-
sonderem Verfahren zu ändernde Recht gemeint, das – nach dem Austritt des Vereinig-
ten Königreichs aus der Europäischen Union – in allen deren Mitgliedstaaten auch tat-
sächlich besteht (Rn. 172 ff.). Hintergrund ist, dass diesem in praktisch allen Staaten
wegen seines Ranges im Kontext der soeben genannten Gründe der Darstellung eine
besondere Bedeutung zukommt. Insbesondere macht eine solche Konzentration auf
das Verfassungsrecht naturgemäß bei solchen Staaten Sinn, in denen es ein Verfas-
sungsgericht gibt, weil dort mit besonderer Stringenz formal zwischen Verfassungs-
recht und einfachem Recht unterschieden werden muss, denn regelmäßig bildet allein
ersteres den Prüfungsmaßstab.

Allerdings kann das Verfassungsrecht schon im normativen Bereich immer nur einen
Teil der Rechtswirklichkeit abbilden, da in allen Staaten, auch und gerade im Bereich
des Staatsrechts, für das politische System neben den verfassungsrechtlichen auch ein-
fachgesetzliche Normen von wichtiger Bedeutung sind. Beispielhaft sei das Wahlrecht
genannt, dass durchweg in der jeweiligen Verfassung allenfalls in Grundzügen geregelt
ist und deswegen der Ausgestaltung durch einfache Gesetze bedarf, oder das Verfas-
sungsprozessrecht, das teilweise Kompetenzen zugunsten des jeweiligen Verfassungsge-
richts bereithält, die in der Verfassung nicht ausdrücklich vorgesehen, die aber für die
praktische Relevanz des Verfassungsrechts von allergrößter Bedeutung sind. Dement-
sprechend wird dort, wo das Verfassungsrecht durch einfaches Recht ergänzt wird,
zum Teil auch dieses dargestellt. Und schließlich spiegelt Verfassungsrecht wie jedes
Recht nicht immer die reale Lage in einem Land wider. Das gilt zum Teil auch dann,
wenn in die Betrachtung die Rechtsprechung einbezogen wird. So sind manche Regeln
in einem Land völlig unproblematisch, weil durch die Tradition gewährleistet ist, dass
sie sachgerecht genutzt werden. In anderen Ländern werden – auf dem Papier womög-
lich sogar überzeugendere – Regeln in einem Geist angewendet, der ihrem Sinn und
Zweck grundlegend widerspricht. Von daher sind die nachfolgenden Ausführungen
vor allem zu Polen (dazu speziell in Rn. 240 und 643), aber etwa auch zu Ungarn und
Rumänien zum Teil mit Vorsicht zu genießen.

Weiterhin beschränkt sich die vorliegende Darstellung im Grundsatz auf das Staatsor-
ganisationsrecht und bezieht nur wegen der hier bestehenden untrennbaren Verbin-
dungen die Justizgrundrechte sowie wegen der kurz angesprochenen Staatsaufgaben
überblicksartig auch die sozialen Grundrechte ein. Hintergrund ist, dass im Organisa-
tionsrecht dem Rechtsvergleich im geschilderten Kontext der Europäischen Union
(Rn. 6 ff.) eine deutlich größere Rolle zukommt als den Grundrechten. Bei diesen steht
bei der Frage nach europäischen Gemeinsamkeiten und Unterschieden eindeutig die
Europäische Menschenrechtskonvention im Vordergrund. Der EGMR gesteht zwar
den Vertragsstaaten einen gewissen Beurteilungsspielraum zu30 und fragt zum Teil, ver-
mehrt in den letzten Jahren, auch danach, inwieweit sich in den Rechtsordnungen der

III.

30 Beispielhaft: EGMR, 5493/72 vom 7.12.1976 (Handyside), Slg. A 24 Ziff. 47 ff.; dazu etwa Grabenwarter/Pabel,
EMRK, § 18 Rn. 20 ff.
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europäischen Staaten Übereinstimmungen, Konsense, feststellen lassen.31 Letztlich
aber gibt er einen bestimmten Standard vor, der in Teilen kaum noch als Mindeststan-
dard bezeichnet werden kann, und den die nationalen (Verfassungs-)Gerichte jeden-
falls nicht unterschreiten sollten, wollen sie vermeiden, dass ihre jeweiligen Entschei-
dungen schließlich vom EGMR aufgehoben werden.

Dementsprechend entfaltet die EMRK und ihre Handhabung durch den EGMR auch
seit Inkrafttreten der Grundrechte-Charta wegen der Auslegungsvorgabe des Art. 52
Abs. 3 GRC eine wichtige Funktion bei der Herausbildung des Grundrechtsschutzes
durch den EuGH.32 Und selbst wenn sich transnationale Einflüsse im Bereich des ver-
fassungsrechtlichen Grundrechtsschutzes feststellen lassen, bleiben diese doch eher
Einzelfälle.33 All dies ist beim Staatsorganisationsrecht anders. Hier belegt die Verfas-
sungsgeschichte immer wieder eine beachtliche Bereitschaft, bei der Verfassunggebung
rechtsvergleichende Überlegungen zu berücksichtigen, die weit über das bei normaler
Gesetzgebung zu beobachtende Maß hinausgeht.34

Methodenfragen

Rechtsvergleichung ist eine Untersuchungsform, wie sie seit langem üblich ist und vor
allem im Zivilrecht über eine starke Tradition verfügt. Auf das insbesondere in diesem
Kontext entwickelte methodische Handwerkszeug kann im Grundsatz zurückgegriffen
werden.35 Dabei vermag es bekanntlich etwa nicht zu überzeugen, wenn man sich bei
einem Vergleich auf einzelne Normen beschränkt, weil unter Umständen unterschiedli-
che Rechtsordnungen unterschiedliche Wege gehen, um das gleiche Ziel zu erreichen.
Die damit verbundene Frage nach der funktionalen Äquivalenz bestimmter Rechtsin-
stitute36 muss sicherlich insofern mit Vorsicht beantwortet werden, weil die dem Ver-
gleich zugrunde liegenden Prämissen vergleichbarer Probleme oder auch vergleichbarer
Ziele schlicht falsch sein können. Gerade im Verfassungsrecht gibt es sehr unterschied-
liche Traditionen, die dazu führen, dass sich bereits im Ausgangpunkt die Verfassungs-
ordnungen der Staaten deutlich voneinander unterscheiden.37 So ist nicht zu Unrecht
aus englischer Perspektive gefragt worden, ob die zuvor erwähnte, auf gemeinsame
Werte der Mitgliedstaaten abzielende Aussage des Art. 2 EUV (dazu noch Rn. 65, 103)
nicht einen „Trick“ darstelle, weil die dort genannten „Grundsätze in der britischen

IV.

31 Beispielhaft: EGMR, 30141/04 vom 24.6.2010 (Schalk und Kopf), EuGRZ 2010, 445, Ziff. 93, 105.
32 Beispielhaft EuGH, Rs. C-294/16 PPU (JZ) v. 28.7.2016, Rn. 50 ff. Zur früheren Rechtsprechung siehe etwa

Rs. 44/79 (Hauer), Slg. 1979, 3727 Rn. 15; Rs. C-94/00 vom 22.10.2002 (Roquette Frères), Slg. 2002, I-9011
Rn. 23.

33 Zum deutsch-französischen Verhältnis siehe etwa Classen, in: HStR IX, Rn. 33 ff., 41 ff.
34 Cruz Villalón, in: IPE I, § 13 Rn. 29 ff. Siehe beispielhaft zu Deutschland Dreier, in: IPE I, § 1 Rn. 30 ff.; zu Grie-

chenland Koutnatzis, in: IPE I, § 3 Rn. 12; zu Italien Dogliani/Pinelli, in: IPE I, § 5 Rn. 8 ff.; zu den Niederlanden
Besselink, in: IPE I, § 6 Rn. 6 ff., 29 ff., 89 ff.; zu Österreich Wiederin, in: IPE I, § 7 Rn. 11 ff.; zu Polen Tuleja, in: IPE
I, § 8 Rn. 8; zu Spanien Medina Guerrero, in: IPE I, § 11 Rn. 8 f.; vgl. auch zur schwedischen Rechtsordnung ins-
gesamt Bernitz, in: Schwarze, Verfassungsordnung, S. 396 ff. Nach Sacco, Einführung, ist wirklich originelle
Gesetzgebung ohnehin selten (Rn. 4/12).

35 Dazu umfassend Kischel, Rechtsvergleichung, § 3; zurückhaltend allerdings Tschentscher, JZ 2007, 807
(810 f.).

36 Dazu (für das Privatrecht) Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 33 ff.; siehe weiterhin Glendon/Carozza/
Picker, Comparative Legal Traditions, § 3; Michaels, The Functional Method of Comparative Law, in: Rei-
mann/Zimmermann, Handbook, S. 339 ff.; vgl. auch Sacco, Einführung, Rn. 5/32; für das öffentliche Recht
Starck, JZ 1997, 1021 (1023).

37 Dazu Richers, ZaöRV 67 (2007), 509 (526); Schönberger, VRÜ 2010, 6 (24); für das Verwaltungsrecht auch
ders., in: IPE IV, § 71 Rn. 17 ff.; allgemein Legrand, Droit comparé, S. 44 ff., 86, 95, 105; Großfeld, Kernfragen,
S. 106 ff.
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Verfassung auf eine Weise geschützt werden, die … Anlass zu Zweifeln gibt, ob sie –
außer in einer höchst oberflächlichen Hinsicht – tatsächlich allen Mitgliedstaaten ge-
meinsam sind.“38 Auch wenn das englische Verfassungsverständnis sicher in etlichen
Punkten sehr spezifischen Charakter aufweist, kann man im Grundsatz eine vergleich-
bare Frage auch mit Blick auf alle andere nationalen Verfassungen aufwerfen. Will
man nicht Lösungen, sondern Argumente vergleichen,39 steht man letztlich vor der
gleichen Frage: was stellt man einander gegenüber? Die These, dass letztlich alles mit-
einander vergleichbar ist,40 berücksichtigt nicht ausreichend, dass man für einen Ver-
gleich immer einen den Vergleichsobjekten gemeinsamen Ansatzpunkt finden muss.41

So ist insbesondere auch der jeweilige Kontext einer bestimmten Regelung im Blick zu
behalten.42

Will man mit dem vorgenannten Argument die Einzigartigkeit des Rechts eines jeden
Staates betonen, macht ein Vergleich in der Tat keinen Sinn.43 Für die vorliegende Dar-
stellung wäre die Konsequenz, dass sie gar nicht zu realisieren wäre. Jede vergleichen-
de oder auch nur parallele Darstellung des Verfassungsrechts von 27 Staaten muss sich
also an einer bestimmten Struktur ausrichten, die zur Konsequenz hat, dass bestimmte
Regelungen als jedenfalls im Ansatz vergleichbar angesehen werden. Dies gilt umso
mehr, je mehr man sich um eine integrierende Darstellung bemüht, die nicht bei allen
zentralen Fragen im Wesentlichen kleine Länderberichte liefert, sondern die Grundlage
für die Bestimmung dessen liefern soll, was ggf. gemeineuropäisches Verfassungsrecht
ausmacht. Das ist aber auch sachgerecht, denn im Unterschied zur weltweiten Rechts-
vergleichung44 bestehen im Rahmen der Europäischen Union eben schon nach dem ge-
meinsam formulierten Anspruch, aber auch in der Lebenswirklichkeit erhebliche Ge-
meinsamkeiten. Zugleich soll mit dem vorliegenden Werk aber auch gezeigt werden,
wie unterschiedlich in vielen Punkten trotz gemeinsamer Traditionen die jeweiligen na-
tionalen Regelungen, vor allem aber auch – trotz Ähnlichkeit im Wortlaut – deren Ver-
ständnis ausfällt.45 Zugleich ist zu beachten, dass sich bereits das Grundverständnis
von Recht und von den Aufgaben der für seine Anwendung zuständigen Stellen grund-
legend unterscheiden kann.46

Bei einem Vergleich der verschiedenen Verfassungsrechtsordnungen ist außerdem die
Besonderheit zu bedenken, dass diese im Gegensatz zum einfachen Recht und vor al-
lem zum Zivilrecht nur von wenigen Akteuren geprägt werden. Dementsprechend wird
zwar in einzelnen Fällen durchaus, aber insgesamt gesehen wohl seltener als im priva-
ten Bereich systematisch die Grenze des jeweils rechtlich Möglichen ausgelotet. Vor al-
lem aber ist eine gerichtliche Kontrolle des Handelns von Staatsorganen gerade in der
wechselseitigen Interaktion in vielen Staaten nur durch Verfassungsgerichte statthaft.
Soweit solche bestehen, richten sich deren Zuständigkeiten aber durchweg nach dem
Enumerationsprinzip (Rn. 272 f.) mit der Folge, dass in zahlreichen Konstellationen
zumindest in einer ganzen Reihe von Staaten eine gerichtliche Klärung einer Streitig-

38 So Loughlin, in: IPE I, § 4 Rn. 98.
39 So der Ansatz von Laithier, Droit comparé, Rn. 15.
40 So Sacco, Einführung, Rn. 1/23 ff.
41 Dazu Legrand, Droit comparé, S. 77.
42 Dazu Kischel, Rechtsvergleichung, § 3 Rn. 199 ff.
43 Schönberger, VRÜ 2010, 6 (24 f.).
44 Zur Problematik der Fixierung auf Einheitlichkeit in diesem Kontext Kischel, Rechtsvergleichung, § 3

Rn. 183 ff.
45 Allgemein zu dieser Funktion der Rechtsvergleichung Legrand, Droit comparé, S. 104 ff.
46 Sacco, Einführung, Rn. 1/31 ff.; Legrand, Droit comparé, S. 7.
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keit gar nicht möglich ist. Aus beiden Gründen sind in vielen Staaten etliche praktisch
wichtige Fragen gerichtlich bisher nicht entschieden. Dementsprechend können Verfas-
sungsrecht und Verfassungswirklichkeit durchaus auseinanderfallen,47 ohne dass dies
vorliegend adäquat erfasst werden kann.

Da der Darstellung notwendig eine gewisse, einheitliche Struktur zu geben war, das für
das Verständnis von deren praktischen Wirkungen bedeutsame Zusammenwirken der
diversen Regelungen in einer Verfassung aber häufig „quer“ zu diesen Strukturen
steht, ist es gelegentlich unvermeidlich, bestimmte Regelungen mehrfach anzusprechen;
allein mit Querverweisen lässt sich das dargestellte Problem nicht lösen, ohne dass die
Darstellung unverständlich wird.

Im Rahmen des vorliegenden Werkes wird eine ganze Reihe von Fragen angesprochen.
Jede könnte für sich genommen und beschränkt auf wenige Staaten den Gegenstand
einer monographischen Untersuchung abgeben. Von daher sind einem wirklichen Ver-
gleich in der vorliegenden Darstellung Grenzen gesetzt. Primär geht es darum, zu infor-
mieren. Auch diese Informationen können sich aber letztlich nicht auf jedes verfas-
sungsrechtliche Detail eines bestimmten Staates beziehen. Erst recht muss sich der Ver-
gleich auf einige Hinweise beschränken. Insgesamt kann es nur jeweils um die groben
Linien gehen. Für eine wirkliche Rechtsvergleichung wird auf Spezialuntersuchungen
verwiesen, für Einzeluntersuchungen zu bestimmten Staaten auf einschlägige Sammel-
bände mit Landesberichten.48 Allerdings sollen die Informationen über die Verfas-
sungsordnungen der 27 Staaten systematisch so aufbereitet sein, dass die Grundlage
für einen Vergleich gegeben wird, indem jeweils nach Regelungen für vergleichbare
Probleme gesucht wurde. Ziel ist es letztlich, gewisse Gemeinsamkeiten, aber ebenso
auch die Vielfalt des europäischen Verfassungsrechts deutlich zu machen. So kann
nicht zuletzt gezeigt werden, dass manche aus bestimmter nationaler Perspektive oder
auf der Grundlage bestimmter Leitbilder vorgenommene Ableitungen, wie sie nicht zu-
letzt im Lissabon-Urteil des BVerfG zu finden sind,49 auch bei vergleichbarer normati-
ver Grundlage jedenfalls nicht selbstverständlich sind, zum Teil schlicht nicht überzeu-
gen und daher keine Grundlage bilden für ein solides Fundament für die europäische
Integration, gerade auch für deren Verankerung im nationalen Verfassungsrecht.

47 Dazu schon Bagehot, Constitution, S. 1.
48 Siehe aus juristischer Sicht vor allem das IPE und daneben insbesondere die beiden von Ismayr herausgege-

benen Bände zu den politischen Systemen West- und Osteuropas.
49 BVerfGE 123, 267 (366 f. mit der bereits in Rn. 8 erwähnten Qualifikation nicht nur der USA, sondern auch

von Frankreich, Polen und Bulgarien als „Präsidialsystem“).
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Grundlagen der Staatsverfassung

Nahezu alle Verfassungen enthalten, in aller Regel zu Beginn, einige grundlegende Be-
stimmungen zur Staatsstruktur wie etwa ein Bekenntnis zu Demokratie und Rechts-
staatlichkeit, eine Aussage zur territorialen Gliederung und Ähnliches. Hiervon gibt es
nur eine Ausnahme: Die niederländische Verfassung, die in ihren Grundstrukturen auf
die Jahre 1814/15 zurückgeht und damit die älteste der hier untersuchten Verfassun-
gen darstellt, enthält keine Norm mit einem entsprechenden Inhalt. Auch im rechtli-
chen Diskurs des Landes, der allerdings vom Fehlen eines Verfassungsgerichts und der
Unzulässigkeit gerichtlicher Gesetzeskontrolle geprägt ist (Rn. 238), spielen solche all-
gemeinen Prinzipien keine Rolle.1 Nachfolgend werden daher zunächst die souveräne
Staatlichkeit und dann Territorialität, Demokratie, Rechtsstaat und Republik erörtert.
Das damit aus deutscher Sicht fehlende Prinzip der Sozialstaatlichkeit betrifft die Auf-
gaben, nicht die Struktur des Staates und wird daher im Rahmen des § 4 behandelt.

Auch wenn sie demnach vielfach vorhanden sind, ist die Bereitschaft, allgemeine
Grundsatzbestimmungen im Rahmen der Rechtsanwendung fruchtbar zu machen, sehr
unterschiedlich ausgeprägt. In Deutschland leitet das BVerfG aus Art. 20 GG sehr kon-
krete Schlussfolgerungen ab, etwa zum Demokratieprinzip (Rn. 96 ff.). Zudem werden
diese Prinzipien herangezogen, um die verschiedenen Einzelaussagen des Grundgeset-
zes in eine systematische Gesamtstruktur zu bringen.2 Letzteres wird etwa auch in
Lettland3 sowie in Spanien4 praktiziert. Anderswo ist demgegenüber – auch, aber nicht
nur im Verfassungsrecht – eine große Zurückhaltung zu erkennen, die entsprechenden
Prinzipien in vergleichbarer Weise zu konkretisieren (vgl. noch Rn. 68 und 115 ff.).

Die souveräne Staatlichkeit

Für die internationale Ordnung bilden die modernen Staaten heute die Grundlage; sie
stellen gewissermaßen die „natürlichen Personen“ des Völkerrechts dar. Aus der ver-
fassungsrechtlichen Binnenperspektive betrachtet ist die Rolle des Staates als solchem
weniger eindeutig. So wird der Begriff des Staates zwar durchaus häufig in Verfassun-
gen angesprochen. Vielfach geschieht dies aber zunächst nur, um das betreffende Ge-
meinwesen als solches zu bezeichnen. Ob darüber hinaus auch die staatliche Souverä-
nität mitgarantiert ist, ist Sache der Interpretation.

Die Frage, ob eine Verfassung die souveräne Staatlichkeit gewährleistet, war lange Zeit
schon deswegen kein Thema, da nicht ersichtlich war, dass diese in irgendeiner Weise
in Frage gestellt werden könnte. Gerade die älteren Verfassungen wurden zu einem
Zeitpunkt verfasst, als staatliche Souveränität eine Selbstverständlichkeit war. Die erste
nationale Verfassung, die im Zeichen fehlender Souveränität verfasst wurde, war das
Grundgesetz (dazu noch Rn. 716). Heute kommt diesem topos vor allem im Kontext
der europäischen Integration Bedeutung zu (dazu noch Rn. 720, 754). Ergänzend ist
darauf hinzuweisen, dass im vorliegenden Kontext die Souveränität nur auf das Au-
ßenverhältnis bezogen ist, also die äußere, rechtliche Selbständigkeit der Staatsgewalt
meint. Nicht eingeschlossen in die nachfolgenden Überlegungen ist dagegen die Quelle
der Hoheitsgewalt im Inneren eines Staates, also die Frage, wem innerhalb eines Staa-

§ 2

I.

1 Dazu Besselink, in: IPE I, § 6 Rn. 1, 167, 173.
2 Siehe beispielhaft für das Rechtsstaatsprinzip in Deutschland BVerfGE 141, 1 Rn. 78.
3 Dazu Ziemele, Introduction, in: Constitutional Court (Hrsg.), Selected Case-Law, S. 11 (12).
4 Ruiz Robledo, Constitutional Law, Rn. 22 mit Hinweis auf VfG, STC 18/1984 vom 7.2.1984.

  § 2

26

21

22

23

24



tes letztlich die Hoheitsgewalt zuzuordnen ist; dabei geht es um die nachfolgend im
Kontext der Demokratie erörterte (Rn. 67) Volkssouveränität. Zu verkennen ist aller-
dings nicht die nur begrenzte Trennschärfe dieser Unterscheidung. Das macht die fran-
zösische Verfassung (Rn. 27, 720) ebenso deutlich wie die Tatsache, dass die vom
BVerfG vorgenommene Herleitung der Verankerung der souveränen Staatlichkeit im
Grundgesetz (dazu Rn. 31) stark auch mit Hinweisen auf das Demokratieprinzip un-
tersetzt wird; im Kontext des ESM hat auch der estnische Staatsgerichtshof beide Ga-
rantien (§ 1 Vf. einerseits, § 10 Vf. andererseits) gemeinsam geprüft.5

Garantie der Souveränität
Traditionell gehört die (äußere) Souveränität nicht zu den Elementen, die in einer Ver-
fassungsurkunde explizit erwähnt werden. So spielt etwa in der – international ausge-
sprochen offen angelegten – niederländischen Verfassung (im Kern 1814/1815 verab-
schiedet) und auch in der juristischen Auseinandersetzung über diese die Souveränität
keine Rolle.6 Im 19. Jahrhundert findet sich auch sonst keine Verfassung, die diesen
Grundsatz gewährleistet. In Österreich, dessen Verfassung auf das Jahr 1920 zurück-
geht, werden Fragen der europäischen Integration nicht unter der Überschrift „Souve-
ränität“, sondern „Identitätswahrung“ diskutiert.7

Von den modernen Verfassungen war diejenige Finnlands aus dem Jahre 1919 die ers-
te, die – nach der Loslösung von Russland – den Staat als „souveräne Republik“ pro-
klamierte (§ 1 Abs. 1). Diese Bestimmung wurde dann in die heute geltende Verfassung
aus dem Jahre 1999 übernommen und bezieht sich auf die äußere Souveränität.8 In der
gleichen Norm wird allerdings die internationale Zusammenarbeit erwähnt (§ 1
Abs. 3). Zudem wurde diesem Begriff im Rahmen einer 2011 beschlossenen, 2012 in
Kraft getretenen Verfassungsänderung besondere rechtliche Relevanz zugewiesen: inso-
weit bedeutungsvolle Übertragungen von Hoheitsrechten bedürfen einer qualifizierten
Mehrheit im Parlament (Art. 94 und 95, jeweils Abs. 2; Rn. 737). Die zeitlich nachfol-
gende Verfassung, die dem Staat Souveränität und Unabhängigkeit zuschreibt (dort
Art. 5; vgl. auch Art. 1), ist die von Irland aus dem Jahre 1937; hier musste die Souve-
ränität erst gegen das Vereinigte Königreich erkämpft werden. Rechtliche Relevanz er-
langte die Norm, als der Oberste Gerichtshof die Einheitliche Europäische Akte wegen
der dort vereinbarten politischen Zusammenarbeit als verfassungswidrig einstufte.9

Die erste irische Verfassung aus dem Jahre 1922 enthielt allerdings noch keinen ent-
sprechenden Hinweis, sondern nur eine – im späteren Text dann fehlende – Erwäh-
nung der Einbindung in das Commonwealth als gleichberechtigtes Mitglied (Art. 1).
Diese Beispiele zeigen: Regelungen zur Souveränität wurden zunächst dort erlassen,
wo die staatliche Unabhängigkeit erst erkämpft werden musste.

Weitere Regelungen zur Souveränität finden sich erst in Nachkriegsverfassungen. Im-
plizit wird die Souveränität in Italien erwähnt, das nach Art. 11 der aus dem Jahre
1947 stammenden Verfassung unter bestimmten Voraussetzungen „Souveränitätsbe-
schränkungen“ in Kauf zu nehmen bereit ist. Eine explizite Erwähnung der nationalen

1.

5 Entscheidung 3-4-1-6-12 vom 12.7.2012, Rn. 207.
6 Dazu Besselink, in: IPE I, § 6 Rn. 1, 167; Wessel/van den Griendt, ebd., II, § 19 Rn. 1; Heringa/Kiiver, Constitutions

Compared, S. 19.
7 Schäffer, in: Schwarze, Verfassungsordnung, S. 373 f. Dazu Rn. 772.
8 Dazu Saraviita, Constitutional Law, Rn. 33.
9 Urteil 1986 – 12036A (Crotty) vom 9.4.1987; dazu Wendel, Permeabilität, S. 278 f.
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Souveränität findet sich dann in der Verfassung von Frankreich (Art. 3) aus dem Jahre
1958. Wegen deren Zuweisung an das Volk konnte man aber zweifeln, ob insoweit
wirklich die äußere, nicht die innere Souveränität gemeint ist. Die Verfassungsrecht-
sprechung hat diesen Topos dann aber klar auch auf die Außenbeziehungen bezogen
(Rn. 720). Unter den westeuropäischen Verfassungen garantiert schließlich eindeutig
die Verfassung von Portugal aus dem Jahre 1976 die nationale und damit äußere Sou-
veränität (Art. 1)10, ebenso die Verfassung Zyperns (Art. 1). Ansonsten ist nicht nur in
den älteren, sondern auch in den neueren westlichen Verfassungstexten Fehlanzeige zu
vermelden.

Demgegenüber ist die Lage völlig anders in den nach 1990 beschlossenen Verfassungen
der mittel- und osteuropäischen Staaten. Hier findet sich eine ausdrückliche Garantie
der Souveränität oder – gleichbedeutend – der (völkerrechtlichen) Unabhängigkeit in
fast allen Texten.11 Nur indirekt findet sich die Garantie der Souveränität allerdings in
den Verfassungen von Kroatien und Polen. In Kroatien können Bündnisse mit dem
Ziel des Schutzes der Souveränität und Integrität abgeschlossen werden (Art. 7 Abs. 2).
In Polens findet sich ein Hinweis nur im Kontext der Aufgaben der Streitkräfte
(Art. 26), doch werden sachlich mit vergleichbarer Aussagekraft ausdrücklich die Un-
abhängigkeit und Integrität des Territoriums geschützt (Art. 5). Daher ist es konse-
quent, dass das Verfassungsgericht auch die Souveränität als verfassungsrechtlich ga-
rantiert ansieht.12 In der Sache formuliert allein die slowenische Verfassung zurückhal-
tender und nennt die Souveränität nur im Kontext der erst nachträglich im Jahre 2003
im Vorfeld des Beitritts zur Europäischen Union eingefügten Befugnis zur Übertragung
von „souveränen Rechten“ an internationale Organisationen (Art. 3a Abs. 1 Vf.). Hin-
tergrund für die Schaffung einer solchen Bestimmung in diesen Staaten dürfte die Er-
fahrung der Unterdrückung in der Sowjetzeit sein.

In der Sache hat die Frage nach dem verfassungsrechtlich definierten Umfang der äu-
ßeren Souveränität praktische Bedeutung wenn überhaupt, dann allein in einigen Mit-
gliedstaaten als Maßstab im Rahmen der Prüfung von Verträgen über die europäische
Integration gewonnen. Neben Frankreich, Lettland, Polen und Tschechien, wo Souve-
ränität bzw. Unabhängigkeit ausdrücklich in der Verfassung erwähnt sind, ist insoweit
vor allem Deutschland hervorzuheben, wo das Verfassungsgericht aus dem Grundge-
setz auch die Garantie der Souveränität abgeleitet hat (Rn. 31). Konsequenz der verfas-
sungsrechtlichen Souveränitätsbegründung ist insbesondere die – aber auch in weiteren
Mitgliedstaaten der Europäischen Union verbreitete – Annahme von Letztentschei-
dungsrechten gegenüber der europäischen Gerichtsbarkeit (Rn. 754). Insgesamt stehen
– gerade auch bei den osteuropäischen Staaten – der Wille, an der europäischen Inte-
gration teilzuhaben, und der Wunsch nach Bewahrung der gerade erst wieder gewon-
nenen internationalen Handlungsfähigkeit in gewissem Kontrast zueinander.

10 Ergänzend ist auf die Bestimmungen zur inneren Souveränität in Art. 3 Vf. hinzuweisen; dazu noch Fn. 83.
11 Siehe die Verfassungen von Bulgarien (Art. 1 Abs. 3, ferner Art. 2 Abs. 2 zur territorialen Integrität), Estland

(§ 1), Kroatien (Art. 2, vor allem Abs. 1, 2 und 4), Lettland (§ 1), Litauen (Art. 1, ferner Art. 3 sowie Art. 136), Ru-
mänien (Art. 1 Abs. 1), der Slowakei (Art. 1), Ungarn (zunächst Art. 2 Abs. 1 sowie Art. 5 der geänderten sozia-
listischen Vf. und nunmehr Art. B der Vf. 2011) und Tschechien (Art. 1 Abs. 1).

12 Urteile K 18/04 vom 11.5.2005 und K 32/09 vom 24.11.2010; dazu Wyrzykowski, in: Schwarze, Verhältnis, S. 191
(201 ff.), ferner Rn. 766.
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Garantie der Staatlichkeit
In den zahlreichen vor allem westlichen Verfassungen, die die Souveränität nach außen
nicht als solche explizit garantieren, stellt sich die Frage, ob diese aus sonstigen Be-
stimmungen, insbesondere aus dem in vielen Verfassungen zu findenden Hinweis auf
die Staatlichkeit abzuleiten ist. So qualifiziert sich Belgien als „Föderalstaat“ (Art. 1
Vf.),13 Deutschland als „Bundesstaat“ (Art. 20 Abs. 1 GG). In Italien etwa wird dage-
gen zur Bezeichnung des Gemeinwesens zumeist auf den Begriff der Republik Bezug
genommen und der Begriff des Staates nur in spezifischen Zusammenhängen ge-
braucht, in denen es um den Staat als Rechtssubjekt geht.14 Hier legt eher die erwähn-
te Formulierung des Art. 11 der Verfassung nahe, dass die Verfassung auch von einem
souveränen Staat ausgeht. In Frankreich gehört es immerhin zu den Aufgaben des
französischen Staatspräsidenten, die „Kontinuität des Staates zu sichern“ (Art. 5
Abs. 1 Vf.). Bei anderen Verfassungen hat man den Eindruck, dass der Begriff „Staat“
vor allem im Kontext (innenpolitischer) staatlicher Aufgaben verwendet wird, wäh-
rend im Kontext der Außenpolitik eher andere Bezeichnungen verwendet werden.15

Auch sonst ist eine Fixierung auf die Staatlichkeit eher selten.16

Nichtsdestoweniger hat das Bundesverfassungsgericht für Deutschland die Souveräni-
tät allein aus der Staatlichkeit abgeleitet.17 Im Lichte des vorstehenden Rechtsverglei-
ches betrachtet überzeugt das nicht; zumindest, das wird deutlich, ist die textliche
Grundlage für diese Schlussfolgerung sehr schmal. Als Problem kommt hinzu: Zeitge-
schichtlich besteht ja ein enger Zusammenhang zwischen europäischer Integration und
Wiedererlangung der staatlichen Souveränität. Dieser hat sich erstmals in den fünfziger
Jahren gezeigt18 und dann im Kontext der mit dem vollständigen Ende der alliierten
Vorbehaltsrechte verbundenen Wiedervereinigung bestätigt.19 Von daher überrascht es,
dass das BVerfG dies bei der erstmaligen – nach 1990 erfolgten – Entfaltung der sou-
veränen Staatlichkeit im Maastricht-Urteil20 völlig übergangen hat. Später, im Lissa-
bon-Urteil, hat es ja sogar mit dem Hinweis auf die Widerruflichkeit der Übertragung

2.

13 Zur damit verbundenen Gewährleistung der souveränen Staatlichkeit Behrendt/Vrancken, Principes,
Rn. 13.2.

14 Siehe einerseits Art. 2 bis 6, 9, 12 und 29 ff., andererseits Art. 7 und 28 Vf. Zum Teil wird auch einfach von
„Italien“ gesprochen (Art. 1, 11 Vf.). Zum Ganzen Dogliani/Pinelli, in: IPE I, § 5 Rn. 140 ff.

15 Siehe zu Portugal zum „Staat“ Art. 3, 6, 63 ff. Vf., zur Außenpolitik Art. 2 („Republik Portugal“), zur Slowakei
zum Staat Art. 35 Abs. 3, 44 Abs. 4 Vf., zur Außenpolitik Art. 1 Abs. 1 Vf. („Slowakische Republik“); zu Sloweni-
en zum Staat Art. 5, 50, 53, 55 ff., 66 Vf., zur Außenpolitik Art. 3a f. („Slowenien“).

16 Siehe ferner beispielhaft die Verfassungen von Bulgarien („Staat“ in Art. 1 Abs. 2, Art: 2 Abs. 1, Art. 4 Abs. 1,
aber auch „Republik“ in Art. 4 und „Land“ in Art. 4 und 9), Finnland („Staat“ in § 1, „Land“ in § 9, „öffentliche
Gewalt“ in §§ 19 ff.), Irland („Staat“ in Art. 4 f., aber auch „Irland“ in Art. 5 und 12), Lettland („Staat“ in Art. 89,
95, 99, 103, aber auch „Lettland“ in Art. 91 und 97 f.), Österreich (Bundesstaat“: Art. 2, sonst eher „Bund“ und
„Länder“, etwa in Art. 13 ff.) und Spanien („Staat“ in Art. 1 Abs. 3 sowie Art. 5; siehe auch „öffentliche Ge-
walt“ in Art. 39 ff.). Begrifflich steht der „Staat“ im Vordergrund in den Verfassungen von Griechenland
(Art. 2; Überschrift 3. Teil), Litauen (z.B. Überschrift 1. Kap., Art. 38 ff.), Luxemburg (Art. 1, 11), Malta (Art. 7 ff.)
und Rumänien (Art. 1 Vf.). Die polnische Verfassung spricht von der „Republik Polen“ in Art. 1 ff., 72, aber
auch von der „öffentlichen Gewalt“ in Art. 65, 68 f.; die schwedische Verfassung spricht regelmäßig vom
„Reich“.

17 BVerfGE 111, 307 (319); 113, 273 (298 f.); 123, 267 (357); vgl. auch schon BVerfGE 89, 155 (190).
18 Art. 7 Abs. 2 des Deutschlandvertrages vom 26.5.1952 idF vom 23.10.1954 (BGBl. 1955 II 306) erwähnt aus-

drücklich die Integration Deutschlands in die europäische Gemeinschaft.
19 In der Präambel des sog. „2+4-Vertrags“ vom 12.9.1990, BGBl. 1990 II 1318, wird ausdrücklich betont, dass

das deutsche Volk „als gleichberechtigtes und souveränes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der
Welt“ dienen kann.

20 BVerfGE 89, 155 (190).
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der Hoheitsrechte aus der Verfassung21 das Recht zur Rückgängigmachung der ge-
schichtlichen Entwicklung postuliert.

Inhalt der Staatlichkeit
Nach klassischem Verständnis bilden Gebiet, Volk und Gewalt die Grundelemente je-
der Staatlichkeit.22 Herausgebildet hat sich diese Konzeption moderner Staatlichkeit
im Laufe des 16. Jahrhunderts. Herrschaft hat es zwar auch schon zuvor gegeben,
doch handelte es sich insoweit – insbesondere im Mittelalter – um eine ausgesprochen
komplexe Angelegenheit. Herrschaftsbeziehungen wiesen einen wesentlich stärker als
heute personenbezogenen und zudem partikularen, also auf einzelne Teilelemente von
Herrschaft bezogenen Charakter auf.23 Demgegenüber ist für die moderne Staatlich-
keit eine einheitsbildende Bündelung der Herrschaft kennzeichnend. Daher kommt der
Staatsgewalt24 und den sie legitimierenden und einhegenden Regelungen eine ganz
maßgebliche Bedeutung zu. Im Recht zur hoheitlichen Gewaltausübung zeigt sich die
Besonderheit des Staates im Vergleich zu anderen menschlichen Organisationsformen.
Sie steht daher im Mittelpunkt der nachfolgenden Überlegungen. Nicht einheitlich be-
antwortet wird allerdings die Frage, wie sich Staat und Gesellschaft zueinander verhal-
ten. Für die einen, etwa in Deutschland, stellt sich beides als Gegensatz dar.25 Andere
sehen das differenzierter. In Frankreich etwa ist diese Aufteilung so nicht verankert,26

und auch anderswo werden die demokratischen Institutionen nicht zuletzt auch als Re-
präsentanten der verfassten Gesellschaft angesehen.

Bevor die Strukturen des Staates im Einzelnen näher erörtert werden, ist jedoch ein
Blick auf die territoriale Basis der Staatlichkeit zu werfen; die personale Basis der
Staatlichkeit wird dann wegen der insoweit bestehenden engen Verbindungen im Kon-
text des demokratischen Prinzips erörtert (Rn. 78 ff.).

Territorialfragen

Staatsgebiet
Das Territorium ist für einen modernen Staat elementar. Während das Mittelalter viel-
fach von „zerfaserten“ Herrschaftsstrukturen geprägt war in dem Sinne, dass zahlrei-
che einzelne Hoheitsrechte einzelnen Herrschern in jeweils besonders definierten Ge-
bieten zustanden und dementsprechend die Rechtsordnung territorial und bereichsspe-
zifisch stark ausdifferenziert war (Rn. 110), stellt es heute das Gebiet dar, in dem der
Staat seine Hoheitsgewalt grundsätzlich uneingeschränkt entfalten kann. Eine Defini-
tion des jeweiligen Staatsterritoriums findet sich aber nur in wenigen Verfassungen
(Estland: § 122 Abs. 1, Lettland: Art. 327, Malta: Art. 1 Abs. 2 (sowie Art. 124 Abs. 1),

3.

II.

1.

21 BVerfGE 123, 267 (350).
22 Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 144.
23 Reinhard, Staatsgewalt, S. 42 f.
24 Für die österreichische Verfassung gibt es staatliche Gewalt nur in Form des Rechts; siehe dazu Rn. 66.
25 Deutlich etwa BVerfGE 128, 226 (244 f.); Rupp, in: HStR I, § 31.
26 Fromont, in: Klaus Stern (Hrsg.), 40 Jahre Grundgesetz, 1990, S. 33 (35). Praktische Konsequenzen zeigen sich

etwa in der Grundrechtsdogmatik, so bei der Erstreckung von deren Schutz auch auf juristische Personen
des öffentlichen Rechts sowie bei der regelmäßig unbefangen angenommenen Drittwirkung; siehe dazu
Classen, in: Sonnenberger/Classen, Einführung in das französische Recht, Nr. 36.

27 Zur Verfassungsmäßigkeit des Grenzvertrages mit Russland siehe VfGH, Urteil 2007-01-0102 vom
29.11.2007.
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und Portugal: Art. 5 Abs. 1 sowie 2004 auch Irland: Art. 228). Dabei wird im Fall von
Estland der in der Verfassungsbestimmung unmittelbar in Bezug genommene Vertrag
vom 2.2.1920 vom Vertragspartner Russland nicht (mehr) akzeptiert. Stattdessen gibt
es einen neuen Vertrag vom 18.5.2005, der allerdings erst im Jahre 2011 von beiden
Staaten ratifiziert wurde. Die besondere Bedeutung des Staatsterritoriums wird aber
auch in der ausdrücklichen Erwähnung der territorialen Integrität der Staaten in den
Verfassungen Bulgariens, Litauens und Polens deutlich.29 In Estland wird explizit die
Einheit von Boden, Territorialgewässer und Luftraum erwähnt (§ 2 Vf.). Als unveräu-
ßerlich wird das Territorium von Portugal (Art. 5 Abs. 3 Vf.) und Rumänien (Art. 3
Abs. 1 Vf.) qualifiziert.

In anderen Verfassungen gibt es immerhin besondere Regelungen für die Änderungen
des Staatsgebietes. Diese stehen in der Slowakei (Art. 3 Abs. 2 Vf.), in Slowenien30 und
in Tschechien (Art. 11 Vf.) unter einem Verfassungsvorbehalt. Qualifizierte Entschei-
dungsverfahren sind weiterhin gefordert in Bulgarien, wo die Zustimmung der an sich
nur für besondere Verfassungsänderungen zuständigen „Großen Nationalversamm-
lung“ (Art. 158 Vf.; dazu noch Rn. 207) verlangt wird, in Litauen, wo ein entsprechen-
der völkerrechtlicher Vertrag eine Zustimmung von vier Fünfteln des Parlaments erfor-
dert (Art. 10 Abs. 2 Vf.), sowie in Estland (Art. 122 Abs. 2 Vf.), Finnland (Art. 94
Abs. 2 Vf.) und Kroatien (Art. 8, 83 Abs. 3 Vf.), wo jeweils eine parlamentarische
Mehrheit von zwei Dritteln vorgesehen ist. In Belgien (Art. 7, 167 § 1 Abs. 3, ferner
Art. 77 Nr. 3 Vf: Zustimmungserfordernis beider Kammern) und Griechenland
(Art. 27 Abs. 1, mit Erfordernis einer absoluten Mehrheit) verlangen Gebietsänderun-
gen ebenfalls ein in einem qualifizierten Verfahren beschlossenes Gesetz.

Schließlich enthalten manche Verfassungen auch Hinweise auf offene Territorialfragen:
Art. 3 der irischen Verfassung spricht die friedliche Wiedervereinigung der beiden Teile
der irischen Insel an; ebenso implizierte Art. 23 des deutschen Grundgesetzes in der
bis 1990 geltenden Fassung, dass es Teile Deutschlands gab, die noch nicht zur Bun-
desrepublik gehörten. Umgekehrt enthält die Verfassung Zyperns in Art. 185 Abs. 2
ein Verbot des Anschlusses an andere Staaten – gemeint ist Griechenland.

Bundesstaatliche und regionale Strukturen
Bundesstaaten

Hinsichtlich der internen Territorialstrukturen eines Staates bestehen traditionell er-
hebliche Unterschiede. Als traditionelle Gegenpole können insoweit das immer als
Bundesstaat verfasste Deutschland (Art. 20 GG) einerseits, bei dem im Grundsatz die
Länder gleichfalls dem Anspruch nach Staatsqualität besitzen,31 und das sich klassisch
als „une et indivisible“,32 heute immerhin noch „indivisible“33 definierende Frankreich
benannt werden. Diese Unterschiede erklären sich aus unterschiedlichen Entwicklun-
gen im Zuge der Herausbildung der modernen Staatlichkeit als grundsätzlich uneinge-

2.
a)

28 Zur Verfassungsmäßigkeit des Karfreitagsabkommens siehe Supreme Court, McGimpsey v Ireland [1990] 1
IR 110, 121, und dazu Kavanagh, Constitutional Law, S. 22 ff.

29 Siehe die Nachweise in Fn. 11.
30 Siehe dazu die „Grundlegende Verfassungsurkunde über die Selbständigkeit und Unabhängigkeit der Re-

publik Slowenien“ und dazu das Gutachten des VfGH Rm-1/09 vom 18.3.2010.
31 Isensee, in: HStR VI, § 126 Rn. 4.
32 So zahlreiche Verfassungen des 18. und 19. Jahrhunderts (1791: Titel II, Art. 1; 1793: Art. 25; 1795: Acte const.;

Art. 1, 1799: Art. 1; 1848: Präambel, II).
33 So jeweils Art. 1 der Verfassungen von 1946 und – noch heute geltend – von 1958.
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schränkter Herrschaftsmöglichkeit über ein bestimmtes Gebiet. Im Mittelalter bestan-
den in Europa durchweg komplexe Strukturen mit zahlreichen kleinen und großen,
sich vielfach auch territorial überschneidenden Herrschaften (Rn. 37). In etlichen Staa-
ten wie Frankreich, aber auch Spanien und – deutlich später – Italien ging die Bildung
des heutigen Staates jeweils von einer kleinen, als solcher zunächst einmal aber einiger-
maßen geschlossenen Einheit aus, deren Territorium sich zunehmend zum heutigen
Zentralstaat ausweitete.

In Deutschland hingegen entstand der heutige Staat durch den Zusammenschluss ver-
schiedener kleinerer Staaten, die – zunächst einmal – als solche erhalten blieben. Die
tiefgreifende Umgestaltung der Struktur der Länder in Deutschland zunächst durch
den Nationalsozialismus und dann durch die Alliierten nach dem zweiten Weltkrieg
hat dann zwar zu erheblichen Veränderungen mit Blick auf den territorialen Zuschnitt
der Länder im Einzelnen geführt, aber das mittlerweile wohl etablierte Prinzip der
Bundesstaatlichkeit als solches unberührt gelassen. Die Entwicklung in Deutschland
war allerdings lange Jahre von einer Unitarisierung gekennzeichnet. Dazu haben der
Wunsch nach Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse, eine breite Ausschöpfung der mit
der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes verbundenen Befugnisse sowie in Teil-
bereichen auch eine weitreichende Auslegung der Grundrechte beigetragen mit der Fol-
ge, dass die wesentlichen Befugnisse der Länder allein in den Bereichen der Verwaltung
und der Justiz liegen. Erst in den letzten Jahren sind insoweit wenn auch wenig ertrag-
reiche Bemühungen um eine Umkehrung dieses Trends zu verzeichnen.

In zwei der drei heute bestehenden Bundesstaaten in der EU ist demgegenüber die Bun-
desstaatlichkeit, wie sogleich noch zu erörtern, umgekehrt durch Teilung des Zentral-
staates entstanden. In Österreich hat sich die Bundesstaatlichkeit in einem durchaus
umstrittenen Prozess bereits im Zuge der tiefgreifenden Umgestaltung dieses Staates
nach dem ersten Weltkrieg herausgebildet. Dabei konnte die – im Kern bis heute beste-
hende – Struktur faktisch an die auch vor 1919/20 bestehenden Länder anknüpfen, so-
weit diese damals bei Österreich verblieben; nur die Qualifikation als Bundesstaat war
neu. Zudem gab es schon im österreichischen Kaiserreich eine stark dezentralisierte
Verwaltung.34 Umgekehrt liegen bis heute die Gesetzgebung weitestgehend (Art. 10 ff.
B-VG) und die Justiz völlig (Art. 82 B-VG) in der Hand des Zentralstaates. Den Län-
dern stehen im Wesentlichen nur, aber immerhin weitreichende Verwaltungsbefugnisse
zu.35 Damit unterscheidet sich Österreich faktisch nur wenig von administrativ dezen-
tralisierten Staaten (vgl. dazu insbesondere Rn. 51).

In einem längeren Prozess hat sich auch Belgien hin zu einem Bundesstaat entwickelt.
Nachdem sich dieser Staat – ausgehend von konfessionellen Grenzen – 1830 von den
Niederlanden abgespalten hatte, führte die sprachliche Teilung – im Wesentlichen zwi-
schen dem flämischen Norden und dem wallonischen Süden – in den fünfziger Jahren
zu erheblichen Spannungen. Diese führten zunächst 1963 zur Schaffung der verschie-
denen sprachlichen Regionen und mündeten – nach einem längeren, mit mehreren Ver-
fassungsänderungen verbundenen Prozess – 1993 in die Selbstproklamation eines „Fö-
deralstaates“ (Art. 1 Vf.).36 Dabei stehen neben den im Kern sprachlich und damit der

34 Zu alledem Storr, in: Härtel, HB Föderalismus IV, § 98 Rn. 1, 3; Wiederin, in: IPE I, § 7 Rn. 22.
35 Wiederin, in: IPE I, § 7 Rn. 85 ff.; Storr, in: Härtel, HB Föderalismus IV, § 98 Rn. 20 ff.
36 Zur historischen Entwicklung Popelier/Lemmens, The Constitution, S. 15 ff., unter Einschluss weiterer unter-

verfassungsrechtlicher Veränderungen nach 1993; Behrendt/Vrancken, Principes, Rn. 28 ff.; zum politischen
Hintergrund Dandoy/Matagne/Van Wynsberghe, Le fédéralisme belge.
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Idee nach personal ausgerichteten, wenn auch formal als Gebietskörperschaften ver-
fassten Gemeinschaften37 die genuin territorial ausgerichteten Regionen (Art. 1 – 4
Vf.). Damit hat Belgien ein überaus komplexes System geschaffen,38 einen „fédéralis-
me de superposition“39 oder auch „fédération bipolaire“ und „asymétrique“40. Dabei
decken sich territorial und institutionell die Flämische Gemeinschaft und die Flämische
Region (vgl. auch Art. 137 Vf.), während die wallonische Region einerseits die
deutschsprachige Gemeinschaft ein- und andererseits die zweisprachige Hauptstadtre-
gion Brüssel ausschließt. Auch bei diesen Gebietskörperschaften hat der Gesetzgeber
aber eine weitgehende personelle Deckung bei den parlamentarischen Vertretungsorga-
nen vorgesehen (vgl. auch Art. 116 Abs. 2 Vf.).

Dem Wesen eines Bundesstaates entspricht es an sich, dass sowohl die zentrale als
auch die regionale Einheit Staatsqualität aufweisen. Dennoch fällt die Antwort auf die
Frage nach der Staatsqualität der Länder in allen drei Bundesstaaten nicht eindeutig
aus.41 So fällt auf, dass die Staatsangehörigkeit als personales Element der Staatlichkeit
(dazu noch Rn. 78 ff.) auf der Ebene der Länder nirgendwo eine Rolle spielt; in Belgien
besteht sie nicht einmal als formale Kategorie.42 Auch fällt die Befugnis zur Änderung
der nationalen Verfassung, in der ja nicht nur die Organisation der Bundesebene, son-
dern durchweg auch die Verteilung der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern ge-
regelt wird, in allen drei Staaten allein in die Zuständigkeit von Verfassungsorganen
des Bundes einschließlich des Bundesvolkes (Rn. 198 ff.). Anders als etwa im Bundes-
staat USA sind die Länder als solche nirgends beteiligt, sondern nur über „ihre“
(streng genommen allein in Deutschland als solche bestehende; vgl. Rn. 368) Vertre-
tung in der jeweiligen zweiten Kammer (Rn. 200). Sieht man einmal von Deutschland
ab (Art. 79 Abs. 3 GG), kann sogar die Bundesstaatlichkeit als solche zur Disposition
der Bundesebene gestellt werden, wenn auch in Österreich nur im Wege einer „Ge-
samtänderung“ (Art. 44 Abs. 3 B-VG, Rn. 206).

Grenzen kennt die Staatlichkeit der Länder auch insoweit, als deren Existenz im Ein-
zelnen und deren Grenzen in Deutschland durch Bundesgesetz, das allerdings der Be-
stätigung durch das betreffende (Landesstaats-)Volk bedarf, beseitigt bzw. verändert
werden können (Art. 29 GG). In Belgien sind die territorialen Strukturen in der natio-
nalen Verfassung selbst festgelegt (Art. 2 und 3 Vf.), bei den Regionen auch deren
Grenzen (Art. 5 Vf.). Die Grenzen der Sprachgebiete können zwar durch die Organe
der Zentralgewalt geändert werden, aber nur in einem qualifizierten Verfahren (Art. 4
Vf.). Allein in Österreich müssen der Änderung ihrer Grenzen auch die betroffenen
Länder als solche durch Verfassungsgesetz zustimmen (Art. 3 Abs. 2 B-VG).

Vor allem aber zeigen sich die Grenzen der Staatlichkeit der Länder bei der Frage, in
welchem Ausmaß sie über ihre eigenen Strukturen bestimmen können. In Belgien wird
die Organisation der Gemeinschaften und Regionen unmittelbar durch die Bundesver-
fassung geregelt mit nur wenigen Gestaltungsmöglichkeiten für den regionalen Gesetz-

37 Im Grundsatz sind auch die Gemeinschaften territorial definiert; siehe Woydt, in: Härtel, HB Föderalismus
IV, § 100 Rn. 5. Teilweise werden die Befugnisse aber unabhängig vom Wohnsitz der Adressaten ausgeübt;
siehe Woyke, in: Ismayr, Westeuropäische Systeme, S. 452 f. Siehe auch Delpérée, in: Verdussen, La Constitu-
tion belge, zu Art. 3.

38 Behrendt/Vrancken, Principes, Rn. 13.6.
39 Delpérée, in: Verdussen, La Constitution belge, zu Art. 3.
40 Reuchamps, in: Dandoy/Matagne/Van Wynsberghe, Le fédéralisme belge, S. 29 (37 bzw. 50); zu Letzterem

auch Behrendt/Vrancken, Principes, Rn. 13.6.
41 Zur streitigen Diskussion in Österreich Storr, in: Härtel, HB Föderalismus IV, § 98 Rn. 8.
42 Behrendt/Vrancken, Principes, Rn. 581.
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geber (Art. 115 ff. Vf.). Eigene Regionalverfassungen bestehen nicht, auch wenn es in
beiden Landesteilen entsprechende Diskussionen gibt. Damit sind die Spielräume deut-
lich geringer als die der Regionen in Italien und Spanien bei der Ausgestaltung der je-
weiligen Autonomiestatute (dazu Rn. 50). In Belgien kommt hinzu, dass auf der unte-
ren Ebene zwei parallele Strukturen (Regionen und Gemeinschaften) bestehen, bei de-
nen es schwer fällt, gleich beiden Staatsqualität zuzuweisen,43 selbst wenn etwa mit
Blick auf die Außenkompetenzen und damit mit Blick auf das Völkerrecht die Födera-
lisierung wohl am weitesten getrieben wurde: Anders als in Deutschland und Öster-
reich verfügen Gemeinschaften und Regionen im Bereich ihrer internen Zuständigkei-
ten nämlich insoweit über eine ausschließliche Zuständigkeit (Rn. 683). Auch von der
Organisationsstruktur her verfügen in Belgien die Regionen und die Gemeinschaften
wie Staaten über ein ausgebildetes gewaltenteilendes System parlamentarischer und
exekutiver Strukturen (Art. 115 ff. Vf.). In der Verfassung selbst jedenfalls wird der Be-
griff „Staat“ zum Teil im Sinne allein des Gesamtstaates (Art. 7),44 zum Teil im Sinne
der gesamten Hoheitsgewalt (so im grundrechtlichen Teil der Verfassung) verstanden,
jedenfalls explizit an keiner Stelle spezifisch mit Blick auf die Gemeinschaften oder Re-
gionen. Allerdings äußern sich auch die anderen Verfassungen, das deutsche Grundge-
setz und das österreichische Bundesverfassungsgesetz, nicht explizit zur Staatsqualität
der Länder.

In Österreich wird die Möglichkeit der Länder, die eigene Verfassung inhaltlich auszu-
gestalten, durch strenge Vorgaben der Bundesverfassung (Art. 95 ff. B-VG) begrenzt;
die Länder kennen dementsprechend auch keine eigene Verfassungsgerichtsbarkeit.45

So ist die Bundesrepublik Deutschland der einzige Bundesstaat in der EU, in dem die
Länder über eine substantielle Verfassungsautonomie verfügen, die nur durch die allge-
meinen, im Homogenitätsgebot des Art. 28 Abs. 1 GG enthaltenen Grundsätze be-
grenzt wird.

Gemeinsam ist den Bundesstaaten, dass die Länder am jeweiligen politischen Prozess
auf Bundesebene einschließlich der europäischen Ebene teilhaben. Allerdings bestehen
auch in einigen regionalisierten Staaten Parlamentskammern, die der territorialen Re-
präsentation dienen (Rn. 367 ff.). Die Mitwirkung der Länder im Ministerrat der EU
ist allerdings an den „Ministerrang“ eines Landesvertreters (Art. 16 Abs. 2 EUV) und
damit eigentlich an eine besondere Qualität der unteren Ebene gekoppelt. Insgesamt
fehlt damit in allen Bundesstaaten den Ländern die Souveränität; die für Deutschland
getroffene Feststellung, dass der Bund keine „bündische Struktur“ aufweise, sondern
die föderative Verfassung ihrer politischen Substanz nach eine Form „innerstaatlicher
Gliederung“ darstelle,46 trifft auch auf Belgien und Österreich zu.

Regionalisierte Staaten
In den übrigen Staaten der Union bestehen staatliche Strukturen nur auf Zentralebene.
Vielfach wird sogar in der jeweiligen Verfassung die Einheitlichkeit und Unteilbarkeit

b)

43 Ablehnend etwa Barthélémy, Régionalisme, S. 135.
44 So auch die Bezeichnung bei Alen/Peeters/Pas, JöR n.F. 42 (1994), 439 (440).
45 Storr, in: Härtel, HB Föderalismus IV, § 98 Rn. 13 ff.
46 Böckenförde, Staat, Verfassung, Demokratie, S. 43; maßgeblich für ihn ist die Regelung der Befugnis zur Ver-

fassungsänderung.
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des Staates betont.47 Nichtsdestoweniger aber ist in fast allen größeren europäischen
Staaten zunehmend ein Trend zur Begrenzung der Macht der Zentralregierung zuguns-
ten von Regionen zu beobachten. Letztere gehen häufig auf historische Einheiten zu-
rück. Zudem sind sie nicht selten dadurch gekennzeichnet, dass sie sich unbeschadet
ihrer Zuordnung zur Verwaltung von ihren Institutionen her an den staatlichen Struk-
turen ausrichten, indem sie vielfach neben einem im engeren Sinne administrativen Or-
gan auch eine gewählte Versammlung kennen. Diese verfügt dann auch über die übli-
cherweise einem Parlament zustehenden Befugnisse (dazu allgemein Rn. 326), insbe-
sondere der Normsetzung einschließlich des Budgetrechts sowie der Kontrolle der
„Exekutive“, und ist dann jedenfalls im Sinne von Art. 3 des 1. ZP zur EMRK als „ge-
setzgebende“ Körperschaft anzusehen.48 Außerdem bestehen in den meisten regionali-
sierten Staaten zweite Parlamentskammern, die sich als Vertretung der territorialen
Gliederungen verstehen, auch wenn dies nicht immer gerade die Regionen sind (näher
Rn. 367 ff.).

Bemerkenswerterweise ist nur in Frankreich die Dezentralisierung in der gleichen
Norm wie die Einheitlichkeit des Staates verankert und so unmittelbar relativiert
(Art. 1 Vf.; siehe ferner Art. 72 Vf. zu den Regionen).49 In den Verfassungen anderer
regionalisierter Staaten wird einerseits – zu Anfang des Verfassungstextes – die Einheit
des Staates betont, andererseits aber zugleich – eher später und sachlich gegenläufig –
die regionale Gliederung des Staates hervorgehoben. Genannt werden können hier Ita-
lien (Art. 5 einerseits, Art. 114 ff. andererseits), Kroatien (Art. 1 Abs. 1 einerseits,
Art. 4 Abs. 1 andererseits) und Spanien (Art. 2 einerseits, Art. 137 ff., 143 ff. anderer-
seits).

Dabei wird der administrative Charakter der Regionen zum Teil (siehe zu Frankreich
Art. 72 Vf., zu den Niederlanden Art. 123 ff. Vf.) dadurch unterstrichen, dass die ein-
schlägigen Regelungen parallel auch für die Gemeinden (dazu Rn. 636) gelten. Deutli-
che Grenzen hinsichtlich der Dezentralisierung in Frankreich bestehen zudem insofern,
als der Verfassungsrat mehrfach deutlich betont hat, dass diese nicht zu unterschiedli-
chen Bedingungen der Grundrechtsverwirklichung führen dürfe; der Gesetzgeber müs-
se selbst ein vergleichbares Schutzniveau gewährleisten.50

Zu unterscheiden ist allerdings zwischen solchen Regionen, bei denen nur das Recht
zur Selbstverwaltung besteht, und solchen, bei denen die Regionen in bestimmten
Sachgebieten über eigenständige Normsetzungsbefugnisse verfügen. Letzteres ist nur in

47 Siehe die Verfassungen von Bulgarien (Art. 2), Estland (§ 2 Abs. 2), Finnland (§ 4), Frankreich (Art. 1; dazu
schon in Rn. 37), Italien (Art. 5), Kroatien (Art. 1), Litauen (Art. 10), Luxemburg (Art. 1), Polen (Art. 3), Portugal
(Art. 6), Rumänien (Art. 1 Abs. 1), der Slowakei (Art. 3), Slowenien (Art. 4), Tschechien (Art. 11) und Zypern
(Art. 185 Abs. 1). Keine entsprechenden Regelungen finden sich demgegenüber in Dänemark, Griechenland,
Irland, Lettland, Malta, den Niederlanden, Schweden, Spanien und Ungarn.

48 EGMR, 9267/81 vom 2.3.1987 (Mathieu-Mohin), Slg. A 113, Ziff. 53. Zur verfassungsrechtlichen Unzulässigkeit
der Bezeichnung als „Parlament“ in Italien siehe die Entscheidung des italienischen VfGH 106/2002 vom
12.4.2002 (in: Bon/Maus, Décisions, Nr. 123) und 306/2002 vom 20.6.2002, auch zur Bezeichnung „Abgeord-
neter“.

49 Siehe zu der entsprechenden Verfassungsänderung und dem Prozess insgesamt Fromont, JöR n.F. 54
(2006), 307 ff.

50 Conseil constitutionnel, 84-185 DC vom 18.1.1985, cons. 18; deutlicher 93-329 DC vom 13.1.1994, cons. 29 f. Die
historisch bedingte Weitergeltung besonderen Rechts im Elsass und in Lothringen ist hingegen verfas-
sungskonform; dazu Conseil constitutionnel, 2011-157 QPC vom 5.8.2011.

§ 2  Grundlagen der Staatsverfassung § 2
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